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Ärztekammer

Delegierte verabschieden Kammerhaushalt

3. ordentliche Delegiertenversammlung der Wahlperiode 2023–2028

Vor dem Seminargebäude in Bad Nauheim 

wehten die Flaggen Israels und der Ukrai-

ne. Auch auf den Tischen des Veranstal-

tungssaals standen im Wechsel Aufsteller 

mit der israelischen und der ukrainischen 

Fahne. Damit setze die Landesärztekam-

mer Hessen ein klares Zeichen der Solida-

rität, vor allem mit der betroffenen Zivil-

bevölkerung, betonte Ärztekammerpräsi-

dent Dr. med. Edgar Pinkowski, bevor er 

den scheidenden Minister für Soziales und 

Integration Kai Klose (Bündnis 90/Die 

Grünen) als Gast auf der Delegiertenver-

sammlung begrüßte. Nach „gewissen An-

laufschwierigkeiten“ hätten Politik und 

ärztliche Selbstverwaltung auch dank Co-

rona ein vertrauensvolles Zusammenar-

beiten gepflegt.

Staatsminister Klose:  
Gemeinsam Brücken gebaut

„Wir haben viele Brücken gebaut, wo an-

dere Mauern errichten“, lobte Klose die 

Kooperation mit der ärztlichen Selbstver-

waltung in den zurückliegenden fünf Jah-

ren. Die Landesärztekammer sei zugleich 

eine verlässliche Partnerin der Politik, aber 

auch eine beharrliche Interessenvertre-

tung gewesen. Besonders hob der Minis-

ter die Rekordzahl an Impfungen hervor, 

die die hessischen Ärztinnen und Ärzte in 

der Coronapandemie vor knapp zwei Jah-

ren verabreicht hatten. 

Die geplante Krankenhausreform sei not-

wendig, so Klose, müsse aber eine Reform 

werden, „die wirklich trägt und den Län-

dern Spielräume für Gestaltung lässt“. We-

gen anhaltender Differenzen hätten die 

Länder dem Entwurf bei den jüngsten Ge-

sprächen zur Krankenhausreform noch 

nicht zustimmen können. Man habe sich 

jedoch auf ein erneutes Treffen von Bund 

und Ländern im Januar geeinigt, denn alle 

Seiten wollten eine Verständigung.

Gestalten und nicht  
gestaltet werden

Das Transparenzgesetz zur Krankenhaus-

reform werde in den Vermittlungsaus-

schuss gehen, sagte Klose. „Das passiert, 

wenn man mit dem Kopf durch die Wand 

will.“ Er sei jedoch sicher, dass man auch 

hier zu einer Verständigung gelangen 

werde. Hessen habe bereits begonnen, die 

Umsetzung der Reform intensiv vorzube-

reiten. In ländlichen Regionen werde es 

zunehmend sektorenübergreifende Ver-

sorgungsangebote geben, prognostizierte 

der Minister. „Unser gemeinsames Ziel 

muss es sein, zu gestalten und nicht ge-

staltet zu werden.“ Weder von der Bun-

desregierung noch vom Markt. 

Was er der berufspolitisch engagierten 

Ärzteschaft rate, damit diese auch weiter-

hin Erfolg habe, wollte Anne Kandler 

(Marburger Bund) von Klose wissen. „Tra-

gen Sie Ihre Interessen weiter so beharr-

lich vor“, empfahl der Minister. Wichtig 

sei, dass die Ärzteschaft schon jetzt Ein-

fluss auf die Koalitionsverhandlungen in 

Hessen nehme. Von Dr. med. Bernhard 

Winter (LDÄÄ) nach dem Stand der Ver-

sorgung von Menschen ohne Versiche-

rungsschutz und deren Zugang zur Regel-

versorgung gefragt, räumte Klose ein, 

dass es nicht gelungen sei, hier weiterzu-

kommen. Grund sei die haushalterische 

Prioritätensetzung. Allerdings seien wei-

tere Clearingstellen eingerichtet worden.

Entökonomisierung  
und Entbürokratisierung  
im Krankenhaus

Man habe sich gewünscht, dass die Länder 

schon sehr viel früher in die Planung der 

Krankenhausreform mit einbezogen wor-

den wären, kritisierte Dr. med. Susanne 

Johna (Marburger Bund) mit Blick auf das 

zurückliegende Bund-Länder-Treffen: 

Zeichen der Solidarität: Tischaufsteller im Wech-

sel mit der ukrainischen und israelischen Fahne. 
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Abschiedsbesuch des Staatsministers: Kai Klose war bei der Delegiertenversammlung in Bad Nauheim 

zu Gast. Das Foto zeigt ihn mit der Präsidiumsspitze: Präsident Dr. Edgar Pinkowski (2. v. r.), Vizeprä-

sident Dr. Christian Schwark (links) und erste Beisitzerin Monika Buchalik (rechts). Erst im Verlauf der 

Sitzung wurde beschlossen, dass es künftig zwei Vizepräsidenten geben soll. 
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„Die Länder fordern die Beteiligung ein 

und auch wir Ärztinnen und Ärzte, denn 

wir sind diejenigen, die die Entscheidun-

gen umsetzen müssen.“ Wenn die Reform 

am Ende nur einen riesigen zusätzlichen 

Verwaltungsaufwand bedeute, könne 

man auch darauf verzichten. Entökonomi-

sierung und Entbürokratisierung seien bei 

der Reform ganz wichtig, betonte Klose. 

Sie gehörten zu den Gründen, „warum wir 

derzeit so stark ringen“. 

Niedergelassene Ärzteschaft 
 im Blick

In seiner Antwort auf Petra Hummel-Kun-

henns (Die Hausärzte) Kritik, sie habe die 

grundversorgenden Hausärzte in seiner 

Rede vermisst, machte Klose deutlich, 

dass er zwar vornehmlich aktuelle The-

men wie die Krankenhausreform erwähnt, 

u. a. aber auch die Umsetzung der Land-

arztquote und den sektorenübergreifen-

den Medibus thematisiert habe. „Wir ha-

ben die niedergelassene Ärzteschaft im 

Blick, aber unser Einfluss als Land ist sehr 

gering.“ Er sei allerdings davon überzeugt, 

dass die Zukunft der medizinischen Ver-

sorgung ambulanter werde, kommentier-

te Klose die Feststellung von Dirk Paulukat 

(Fachärztinnen und Fachärzte), dass 

Haus- und Fachärzte die Hauptarbeit in 

der Gesundheitsversorgung leisteten, der 

niedergelassene Bereich jedoch immer 

weiter hinten runterfalle. 

Studienplätze und Öffentlicher 
Gesundheitsdienst

Seit Jahren fordere die Ärzteschaft mehr 

Studierende in der Humanmedizin, erin-

nerte PD Dr. med. Andreas Scholz (Mar-

burger Bund): „Wie könnten wir da eine 

hessische Perspektive aufbauen?“ Studien-

plätze seien ein ganz hartes Haushaltsthe-

ma, entgegnete Klose. Da Hessen von den 

Zahlen her überproportional ausbilde, sei-

en Haushaltspolitiker allerdings der An-

sicht, dass keine weiteren Plätze gebraucht 

werden. „Aber es ist eine Frage, mit der wir 

uns auseinandersetzen müssen.“ 

Verständnis äußerte Klose für Dr. med. 

Birgit Wollenbergs (Liste ÖGD) Appell, 

den Pakt für den Öffentlichen Gesund-

heitsdienst (ÖGD) fortzusetzen: „Da sind 

wir komplett auf einer Linie.“ Es sei eines 

der Themen, die er sich für die Übergabe 

vorgenommen habe. Ärztekammerpräsi-

dent Pinkowski dankte Klose zum Ab-

schied „für die Einbindung in die Lösungs-

versuche und Weiterentwicklung“ in der 

vergangenen Legislaturperiode, um dann 

die Arbeitssitzung fortzusetzen. 

Tour d’horizon durch Gesetz- 
gebung im Gesundheitswesen 

In seinem Bericht zur Lage nahm Pin-

kowski die Delegierten zunächst auf eine 

Tour d’horizon durch die Fülle neuer und 

bereits abgeschlossener Gesetzgebungs-

verfahren auf Bundesebene mit, von de-

nen hier nur einige herausgegriffen wer-

den können. 

Arzneimittel-Lieferengpassbekämp-

fungsgesetz: Unter anderem informierte 

er über das am 27.07.23 in Kraft getrete-

ne Lieferengpassbekämpfungsgesetz, das 

insbesondere die Versorgung mit Kinder-

arzneimitteln verbessern, die Anbieter-

vielfalt erhöhen, die Austauschregeln für 

Apotheker vereinfachen und die Bevorra-

tungspflichten erhöhen soll. „Diese Maß-

nahmen sind zweifelsohne zu begrüßen, 

werden aber nicht in der Lage sein, Liefer-

engpässe von Grund auf zu beheben“, ur-

teilte der Ärztekammerpräsident: „Hier 

bedarf es weiterer gesundheits-, aber 

auch industriepolitischer Initiativen.“

Digital-Gesetz: Wie Pinkowski mitteilte, 

hat das Bundeskabinett am 30.08.23 die 

Entwürfe eines Gesetzes zur Beschleuni-

gung der Digitalisierung des Gesundheits-

wesens (Digital-Gesetz) sowie eines Ge-

setzes zur verbesserten Nutzung von Ge-

sundheitsdaten (Gesundheitsdatennut-

zungsgesetz) beschlossen. Zentrale Be-

standteile des Digital-Gesetzes sind unter 

anderem die Opt-Out-Lösung für die 

elektronische Patientenakte (ePA) ab 

2025, die verpflichtende Einführung des 

elektronischen Rezeptes (E-Rezept) ab 

2024 und eine Flexibilisierung bei Video-

sprechstunden.

Gesundheitsdatennutzungsgesetz: Da-

mit werden die Grundlagen geschaffen, 

um die persönlichen Gesundheitsdaten al-

ler Versicherten – auch die aus der ePA – 

für gemeinwohlorientierte Forschungs-

zwecke zugänglich zu machen. Dass Kas-

sen Daten zum individuellen Gesundheits-

schutz auswerten und Versicherte über 

Gesundheitsgefährdung informieren dür-

fen, bezeichnete Pinkowski als Einmi-

schung in die ärztliche Therapiefreiheit, 

die das Vertrauen in der Arzt-Patienten-

Beziehung untergraben könne. 

„Spannend“ nannte der Ärztekammerprä-

sident eine Meldung vom 8. November 

2023, wonach das Bundeskanzleramt eine 

Umfrage unter Ärzten, gemeint sei eine 

Online-Research-Community mit 20 Ärz-

tinnen und Ärzten, zur elektronischen Pa-

tientenakte plane. Das Kanzleramt wolle 

wissen, was die Ärzteschaft über die ePA 

denkt. Er überlasse den Delegierten die 

kritische Einordnung dieses Vorhabens, 

sagte Pinkowski. Die ebenfalls angekün-

digten Pläne zu Änderungen an der elek-

tronischen Patientenakte, mit denen die 

ePA-Sicherheitsarchitektur optimiert und 

eine Pflicht zur Interoperabilität durchge-

setzt werden sollen, begrüßte er dagegen 

ausdrücklich. 

Mit dem Gesundheitsdatennutzungsge-

setz werden die Grundlagen geschaffen, 

um die persönlichen Gesundheitsdaten al-

ler Versicherten – auch die aus der ePA – 

für gemeinwohlorientierte Forschungs-

zwecke zugänglich zu machen.

Entwurf zum Krankenhaustransparenz-

gesetz: Wie von dem scheidenden hessi-

Von oben links im Uhrzeigersinn: Dr. Peter Zür-

ner, Dr. Susanne Johna, Dr. Wolf Andreas Fach, 

Dr. Birgit Wollenberg
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schen Sozialminister in seiner Rede be-

reits erwähnt, habe der Bundesrat am 

24.11.23 den Vermittlungsausschuss an-

gerufen, informierte Pinkowski. Eine bal-

dige Einigung erscheine ihm nicht wahr-

scheinlich, denn so, wie das Gesetz vorge-

legt worden sei, schaffe es nicht mehr 

Transparenz, sondern stifte nur Verwir-

rung. Mehrere Länder kritisierten zudem 

Eingriffe in ihre Hoheit für die Kranken-

hausplanung und forderten zusätzliche Fi-

nanzhilfen des Bundes, was Bundesge-

sundheitsminister Karl Lauterbach (SPD) 

jedoch ablehne. Mit der vorläufigen Blo-

ckade des Krankenhaustransparenzgeset-

zes verzögerten sich allerdings auch die 

darin vorgesehenen Liquiditätsmaßnah-

men, so Pinkowski. „Das kann zu einem 

kalten Krankenhaussterben führen, was 

eigentlich keiner möchte.“

Entwurf des Krankenhausversorgungs-

verbesserungsgesetzes: Pinkowski infor-

mierte die Delegierten, dass Bundesländer 

und Bundesgesundheitsminister sich am 

23.11.2023 auf einen gemeinsamen Fahr-

plan für die Umsetzung der Krankenhaus-

reform geeinigt hätten. Ein neuer Arbeits-

entwurf solle in der zweiten Januarwoche 

zwischen Bund und Ländern besprochen 

werden. Auch wenn es bisher kaum Fort-

schritte in der inhaltlichen Verständigung 

über das Reformpaket gegeben habe, sei 

es gut, dass am geplanten zeitlichen Ab-

lauf des Gesetzes festgehalten werde, 

denn sonst drohten weiterer Stillstand 

und große Unsicherheiten bei den Be-

schäftigten und der Bevölkerung.

Zu den wichtigsten Punkten des Arbeits-

entwurfes gehöre, dass die Vorhaltefinan-

zierung 60 % der Gesamtbetriebskosten 

abdecken und die restlichen Kosten weiter 

über DRGs abgerechnet werden sollen. Ab 

2027 dürfen Krankenhäuser keine Leis-

tungen abrechnen, für die sie keine Leis-

tungsgruppe zugewiesen bekommen ha-

ben. Das solle aber nicht für die Behand-

lung von Notfallpatientinnen und -patien-

ten gelten, sagte Pinkowski.

Konzept für Reform des Rettungsdiens-

tes: Nach den Empfehlungen sollen Not-

fallsanitäterinnen und -sanitätern mit be-

stimmten Qualifikationen weitgehende 

heilkundliche Befugnisse übertragen wer-

den. Notärztinnen und Notärzte sollen 

präklinisch nur in besonders komplexen 

Fällen beziehungsweise telemedizinisch 

eingesetzt werden; „Paramedics“ dürfen 

Notärzte ersetzen. „Dies läuft faktisch auf 

eine Substitution notärztlicher Tätigkeit 

hinaus und ist strikt abzulehnen!“, betonte 

der Ärztekammerpräsident.

Reform Kinder- und Jugendmedizin: In 

seinem Kommentar zu den Empfehlungen 

für eine Reform der Kinder- und Jugend-

medizin verlieh Pinkowski der Befürch-

tung Ausdruck, dass diese nicht mit weni-

ger, sondern deutlich mehr Bürokratie 

verbunden sein werde.

Cannabis-Gesetz: Für dieses Vorhaben 

fand der Ärztekammer deutliche Worte: 

„Ich halte dieses Gesetz unverändert für 

einen Schritt in die falsche Richtung. Lei-

der wurden damit die Warnungen aus der 

Ärzteschaft vor einer Verharmlosung der 

Droge und ihren negativen gesundheitli-

chen Folgen für Kinder und Jugendliche in 

den Wind geschlagen.“

Insgesamt habe das Bundesgesundheits-

ministerium teilweise unverständliche und 

„Der Menschlichkeit verpflichtet“

 Resolution der Delegiertenversammlung  

der Landesärztekammer Hessen

 Anlässlich des Nahost-Konflikts hat die 

Delegiertenversammlung der Landes-

ärztekammer Hessen einstimmig die Re-

solution „Der Menschlichkeit verpflich-

tet“ verabschiedet.

Im Wortlaut heißt es in der Resolution:

Die Landesärztekammer Hessen spricht 

sich für den Schutz des medizinischen 

Personals und der medizinischen Ein-

richtungen in Israel und im Gazastreifen 

aus. Das Völkerrecht muss gewahrt und 

Menschlichkeit bewahrt werden.

Angehörige des Sanitätspersonals sind 

keine Kombattanten, Krankenhäuser kei-

ne militärischen Ziele und dürfen nicht als 

militärische Einrichtungen missbraucht 

werden. Ebenso verbietet es sich, Zivilis-

ten zu menschlichen Schutzschilden zu 

machen. Humanitäre Hilfe muss stets ge-

währleistet sein – Zivilpersonen, Verwun-

dete und Kranke sind zu schützen.

Den Terrorangriff der Hamas auf die Be-

völkerung Israels verurteilt die Landes-

ärztekammer Hessen scharf. Die daraus 

resultierenden und bis heute andauern-

den kriegerischen Auseinandersetzun-

gen erzeugen unbeschreibliches mensch-

liches Leid. Mit Schrecken beobachten 

wir die täglich steigende Zahl der zivilen 

Opfer.

Hass aus religiöser Intoleranz hat in 

Deutschland und damit auch in Hessen 

keinen Platz. Wir verurteilen jede Form 

von Antisemitismus.

Basis unseres Handelns ist die Berufsord-

nung und das Genfer Gelöbnis, in dem es 

heißt: „Ich werde nicht zulassen, dass Er-

wägungen von Alter, Krankheit oder Be-

hinderung, Glaube, ethnischer Herkunft, 

Geschlecht, Staatsangehörigkeit, politi-

scher Zugehörigkeit, Rasse, sexueller 

Orientierung, sozialer Stellung oder jeg-

licher anderer Faktoren zwischen meine 

Pflichten und meine Patientin oder mei-

nen Patienten treten.“

Von oben links im Uhrzeigersinn: Prof. Dr. Alexan-

dra Henneberg, Dr. H. Christian Piper, Dirk Pau-

lukat, Petra Hummel-Kunhenn
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unrichtige Entscheidungen – Beispiel 

Poolärzte, die nach einem Urteil des Sozi-

algerichts der Sozialversicherungspflicht 

unterliegen sollen und der von Lauterbach 

geplante Check-up in der Apotheke – ge-

troffen, fasste Pinkowski zusammen: Eines 

müsse man Lauterbach lassen – bei sei-

nem Versuch, medizinische Leistungen 

aus der ärztlichen Versorgung herauszu-

nehmen und in andere Bereiche zu verla-

gern, agiere er durchaus kreativ.

Entwicklungen in Hessen

Das Hessische Ministerium für Soziales 

und Integration habe der Landesärzte-

kammer im Juli mitgeteilt, dass die erwar-

tete große Heilberufsgesetznovelle 3 auf 

Eis gelegt worden sei und zum Ablauf des 

Heilberufsgesetzes Ende 2024 nur mit ei-

ner kleinen Regelnovelle zu rechnen sei, 

die die vordringlichsten Themen der Kam-

mern aufnehmen soll (z. B. die Position ei-

nes/einer zweiten Vizepräsident/in). 

Die offizielle Eröffnung des Campus Fulda 

der Unimedizin Marburg am 22.08.2023 

nannte Pinkowski eine „sehr erfreuliche 

Nachricht“. Ab dem Wintersemester 

2023/24 soll dort die klinische Ausbildung 

für Medizinstudierende des zweiten und 

dritten Studienjahres der Uni Marburg 

stattfinden. Durch die Kooperation, die 

Hessen bisher mit 41 Millionen Euro ge-

fördert habe und ab 2024 jährlich mit 21 

Millionen Euro fördern werde, könnten 

185 zusätzliche Vollstudienplätze für an-

gehende Ärztinnen und Ärzte geschaffen 

werden.

In ihrer Antwort auf die Resolution der De-

legiertenversammlung vom 25.03.2023 

für einen Palliativmedizinlehrstuhl und zu-

sätzliche Medizinstudienplätze, habe Wis-

senschaftsministerin Angela Dorn mitge-

teilt, dass das Land Hessen seit dem Win-

tersemester 2022/2023 statt der vorheri-

gen 1.051 nunmehr 1.149 Vollstudienplät-

ze anbiete und damit nochmals im Verhält-

nis zu seiner Bevölkerungszahl überpro-

portional ausbilde. Auch ein wirklicher Wil-

le zur Einrichtung eines Palliativlehrstuhls 

sei nicht zu erkennen, bedauerte Pin-

kowski. Beim Thema Energiepreispauscha-

le gebe es ebenfalls weiter keine Lösung 

für Ruhegeldempfängerinnen und -emp-

fänger der berufsständischen Versor-

gungswerke.

Neues aus der  
Landesärztekammer

Positiv dagegen die Information über die 

zukunftsorientierte Weiterentwicklung 

des Hessischen Ärzteblattes: Seit Herbst 

2023 ist die digitale Ausgabe führend – ein 

modernes und nachhaltiges Angebot für 

die Mitglieder der Landesärztekammer.

Erfreulich auch die Nachrichten aus der 

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiter-

bildung: Seit Mai 2023 leite Susanne Florin 

hoch qualifiziert und engagiert die Ein-

richtung und habe bereits einen Rekord 

vorzuweisen, berichtete Pinkowski: Aka-

demieangebote des Jahres 2024 sind 

schon seit August 2023 buchbar. Ein Fo-

kus liege auf der Digitalisierung der Veran-

staltungen.

Ein „dickes Dankeschön“ richtete Pin-

kowski an den scheidenden Kaufmänni-

schen Geschäftsführer Hans-Peter Hauck 

und den scheidenden Ärztlichen Ge-

schäftsführer Dr. med. Alexander Marko-

vić (siehe S. 7). Viel Erfolg wünschte er 

den „alten Neuen“: Christoph Berger, bis-

her Personalleiter der LÄKH und ab De-

zember 2023 zusätzlich auch neuer Kauf-

männischer Geschäftsführer sowie Nina 

Walter, bisher stellvertretende und ab Ja-

nuar 2024 neue Ärztliche Geschäftsführe-

rin der LÄKH. Und „ganz neu“ begrüßte 

Pinkowski Dr. med. Eve Craigie als desig-

nierte stellvertretende Ärztliche Ge-

schäftsführerin.

Mit persönlichen Worten verabschiedeten 

sich Hauck und Marković von den Abge-

ordneten, bedankten sich für die gute Zu-

sammenarbeit und erhielten Standing 

Ovations. Auch Olaf Bender, Referent der 

Ärztlichen Geschäftsführung, wurde für 

seine jahrzehntelange organisatorische 

Mitbetreuung der Delegiertenversamm-

lung mit stehendem Applaus bedacht. 

Aussprache zum Bericht

„Wir haben große und vielfältige Aufga-

ben vor uns“, leitete Vizepräsident 

Dr. med. Christian Schwark (Marburger 

Bund) die anschließenden Diskussionen 

ein. Dr. med. Peter Zürner (Liste Fachärz-

tinnen und Fachärzte) dankte Marković 

und Hauck für ihr Engagement. Hauck ha-

be für die Kammer eine sehr moderne und 

transparente Rechnungsstruktur aufge-

baut. 

Mit Blick auf die Medien erklärte er, dass 

sich die Kammer in einem erheblichen Um-

bruch befinde: „Wir wollen noch digitaler 

werden.“ Die Delegierten rief Zürner dazu 

auf, eng mit der Stabsstelle Medien zusam-

men zu arbeiten. „Wir brauchen mehr Ak-

zeptanz bei den jüngeren Kolleginnen und 

Von oben links im Uhrzeigersinn: Dr. Thomas        

 Sitte, Stefanie Minkley, Fereschta Möhring,        

Dr. Bernhard Winter
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Geschäftsführer der Landesärztekammer (von links): Hans-Peter Hauck,                 

Dr. med. Alexander Marković, Manuel Maier
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Kollegen und müssen sie für unsere The-

men begeistern“, sagte Dr. med. Brigitte 

Ende (LDÄÄ). Das könne er uneinge-

schränkt unterstützen, kommentierte 

Schwark. Zürner betonte, dass die Me-

dienbeauftragten der Listen regelmäßig 

und explizit zu Treffen eingeladen werden, 

um ihre Ideen einbringen zu können.

Hitzige Diskussionen wurden durch die 

Kritik von Delegierten der LDÄÄ (Prof. 

Dr. med. Jutta Peters, Dr. Winter) daran 

entfacht, dass der im Hessischen Ärzte-

blatt (HÄBL) erschienene Bericht über 

die vergangene Delegiertenversammlung 

am 25. März 2023 (HÄBL 05/2023) kei-

ne dezidierte Prozentzahlangabe der Er-

höhung der ehrenamtlichen Aufwands-

entschädigungen enthalten hatte. Die 

Delegierten beschlossen, dass solche de-

taillierte Angaben künftig auch in den 

DV-Bericht aufgenommen werden sollen. 

Damals wurde eine 20 %ige Erhöhung 

der ehrenamtlichen Aufwandsentschädi-

gungen für das Jahr 2024 beschlossen. 

Die letzte Kalkulationsgrundlage für die 

Entschädigungsregelung stammte aus 

dem Jahre 2011. Seither gab es inklusive 

dem Jahr 2022 eine Inflation von 23,7 %. 

Die Inflation für das Jahr 2023 war damals 

noch nicht abzusehen, wurde allerdings 

im hohen einstelligen Bereich prognosti-

ziert.

Stichwort Datenspeicherung: Es gebe gu-

te Gründe, zu kritisieren, wenn Kranken-

kassen Patientendaten auswerten, sagte 

Winter. Aber es gelte, pragmatische Wege 

zu finden, um Mehrfachmedikation zu re-

geln. Dagegen kritisierte Dr. med. Michael 

Gehrke (Ältere Ärztinnen und Ärzte) eine 

Übermittlung der Daten an die Kassen. Im 

Gegensatz zu Winter sei er der Meinung, 

dass diese die Kassen nicht viel angingen. 

„Es ist nach wie vor ureigene Aufgabe der 

Ärzte.“

Eine zentrale Speicherung von Daten sei 

nicht verkehrt, so Dr. med. Barbara Jäger 

(LDÄÄ). Aber auch sie fand die Einbin-

dung von Krankenkassen „schwierig“, da 

diese Druck auf ihre Versicherten ausüben 

könnten. In anderen Bereichen des Ge-

sundheitswesens sehe sie vor allem Män-

gelverwaltung. 

Zu dem Stichwort „Energiepreispauschale 

für Versorgungsempfänger erläuterte Ende 

(LDÄÄ), dass es schwierig sei zu erheben, 

wer diese nicht bekommen habe. Tatsäch-

lich habe ein Teil der berufsständischen 

Versorgungsempfänger diese bereits über 

die Steuervorauszahlung erhalten.

Jutta Willert-Jacob (Liste Hausärzte) kriti-

sierte, dass der ambulante Bereich von der 

Politik nicht bedacht werde. Hausärztliche 

Strukturen würden komplett ignoriert und 

das Thema durch Ersatzstrukturen wie 

Gesundheitskioske und Apotheken „ge-

löst“. Hierzu müsse sich die Landesärzte-

kammer noch stärker positionieren. 

Zu Pinkowskis Kritik an der Regelung zu 

den Poolärzten erklärte Johna (Marburger 

Bund), dass die Notfallversorgung nur ge-

meinsam – ambulant und stationär – 

funktioniere und man aufpassen müsse, 

die Schuld nicht anderen zuzuweisen.

Jahresabschluss 2022

Im Anschluss präsentierte Dr. med. Sabine 

Dominik (Fachärztinnen und Fachärzte), 

Vorsitzende des Finanzausschusses, den 

Jahresabschluss für 2022. Dieser sei mit ei-

nem Plus von 1,9 Million Euro abgeschlos-

sen worden. Im Jahr zuvor lag das Ergebnis 

noch bei 3,2 Millionen Euro im Minus. Das 

positive Ergebnis sei vor allem durch die 

Erhöhung des Hebesatzes auf 0,7 Prozent 

ermöglicht worden. Die beitragspflichti-

gen Mitglieder seien im Berichtsjahr von 

31.517 auf 32.985 gestiegen. 

Der Wirtschaftsprüfer Dr. Karsten Höver-

mann von der Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft W+ST ging im Anschluss noch auf 

weitergehende Details des Jahresab-

schlusses ein und bestätigte die Korrekt-

heit der Buchführung der Geschäftsfüh-

rung der Landesärztekammer Hessen. 

Den Jahresabschluss 2022 können Sie in 

der nächsten Ausgabe 02/2024 des Hes-

sischen Ärzteblattes im Detail nachlesen. 

In den Anträgen zum Jahresabschluss wur-

de von den Delegierten beschlossen, den 

Jahresüberschuss der Betriebsmittelrück-

lage zuzuführen. Demnach beträgt diese 

nun 10,9 Millionen Euro und bewegt sich 

damit innerhalb der Vorgaben der Haus-

halts- und Kassenordnung. In weiteren An-

trägen wurde das Präsidium für das Ge-

schäftsjahr 2022 entlastet und die Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft W+ST mit der 

Prüfung des kommenden Jahresabschlus-

ses 2023 beauftragt.

Haushalt für 2024

Im nächsten Tagesordnungspunkt stellte 

Dominik den Haushaltplan 2024 vor. Der 

Verwaltungshaushalt 2024 soll unter der 

Annahme der geplanten Ertrags- und Kos-

tenarten einen geringen Jahresfehlbetrag 

in Höhe von 0,3 Millionen Euro ausweisen, 

der durch die Entnahme aus der Betriebs-

mittelrücklage ausgeglichen werden soll. 

Ursache für den Fehlbetrag sollen vor al-

lem die überproportional zu erwartenden 

Steigerungen im Personalkostenbereich 

sein, so Dominik. Hier stehen die insbe-

sondere aufgrund der Inflation hohen For-

derungen in den Tarifverhandlungen im 

Mittelpunkt. Den Personalaufwand ver-

mindernd könnten sich entsprechende 

Zinsentwicklungen bei der betrieblichen 

Altersversorgung auswirken. Der Hebe-

satz für die Mitglieder soll stabil bleiben. 

Investiert werden soll unter anderem in ei-

ne Solaranlage am Standort Bad Nauheim.

Dr. med. Wolf Andreas Fach (Liste Fach-

ärztinnen und Fachärzte) wies in der Aus-

sprache darauf hin, dass man weiter daran 

arbeite müsse, die Prozesse in der Kam-

mer zu verschlanken und zu digitalisieren. 

Ende (LDÄÄ) fragte, ob genug Investitio-

nen in die IT-Sicherheit getätigt würden, 

da es in den Wochen vor der Delegierten-

versammlung zu einem Hacker-Angriff 

gekommen sei. Ralf Münzing, Stabsstel-

lenleiter der EDV der LÄKH, sagte, dass In-

vestitionen schon im Haushalt vorgesehen 

seien. Zudem werde die IT-Infrastruktur 

Von oben links im Uhrzeigersinn: Jutta Willert-

 Jacob, Dr. Detlev Steininger, Dr. Sabine Dominik, 

Dr. Lars Bodammer
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verbessert, Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter würden in IT-Sicherheit geschult.

Beitragsordnung  
und Kostensatzung

Manuel Maier, Juristischer Geschäftsführer 

der Landesärztekammer, stellte anschlie-

ßend Vorschläge zur Beitragsordnung und 

Kostensatzung vor. Bei der Beitragsord-

nung sei aufgrund des vorgelegten Ent-

wurfs des Haushaltsplanes 2024 eine un-

veränderte Fortschreibung der aktuellen 

Beitragstabelle auch in 2024 geboten 

(Hebesatz = 0,70 %). Die Kostensatzung 

soll insbesondere in den Kapiteln, in denen 

die LÄKH im Auftrag des Landes tätig 

wird, inflationsbedingt angepasst werden 

bei Wegfall der Rahmengebühr. Dies be-

trifft unter anderem die Allgemeine Wi-

derspruchsgebühr, Berufsrechtliche Studi-

en, Aufstiegsfortbildung Fachwirt/in so-

wie Kenntnisstand- und Fachsprachprü-

fungen. Die anschließende kontroverse 

Diskussion drehte sich dabei vor allem um 

die Kenntnisstand- und Fachsprachprü-

fungen. Dipl.-Psych. Frank Seibert-Alves, 

BMedSci (Liste Marburger Bund) argu-

mentierte, dass Hessen zwar mit die bes-

ten Prüfungen in diesem Bereich in 

Deutschland anbiete, aber jetzt schon das 

teuerste Bundesland sei und weniger Prü-

fungen abnehme als man für die Größe 

des Bundeslandes erwarten könne. Er be-

fürchtete eine weitere Reduzierung der 

Prüfungen und damit auch weniger Ein-

nahmen bei steigenden Preisen und 

gleichbleibenden Fixkosten. Dr. med. Jür-

gen Hoffart, Hauptgeschäftsführer der 

Landesärztekammer Rheinland-Pfalz, der 

als Gast an der Delegiertenversammlung 

teilnahm, erklärte, dass auch in seinem 

Bundesland die Prüfungsgebühren auf ein 

ähnliches Niveau angehoben werden müs-

sen wie in Hessen. Der Vizepräsident der 

LÄKH, Dr. Christian Schwark, plädierte da-

für, die Preise stabil zu halten, um mög-

lichst viele Prüfungen abzunehmen, um so 

eventuell auch mehr Kolleginnen und Kol-

legen in Hessen zu binden. Präsident Pin-

kowski sagte: „Wir haben auch einen Lkw-

Fahrermangel und trotzdem kommt keine 

Fahrschule auf die Idee, den Führerschein 

defizitär anzubieten.“ Anschließend wur-

de einem Änderungsantrag zugestimmt, 

nachdem eine Rahmengebühr zunächst 

erhalten bleiben und über eine Erhöhung 

in einer späteren Delegiertenversammlung 

abgestimmt werden soll. Über die letzt-

endliche Gebühr bei Kostenneutralität sol-

len demnach die hauptamtlichen Mitarbei-

ter entscheiden.

Entschädigungsregelung

Für das neu geschaffene Amt des ersten 

Beisitzes sollen die gleichen Entschädi-

gungsregelungen zur Anwendung kom-

men wie für das Amt des Vizepräsidenten, 

insbesondere die gleiche Monatspauscha-

le, war Inhalt des anschließenden Antrag 

des Präsidiums. Durch die Entschädigung 

mittels Monatspauschale würde gegen-

über dem aktuell bestehenden Anspruch 

auf Sitzungsentschädigung Kosteneinspa-

rung erzielt. Dominik sagte, dass die Auf-

gaben des Kammerspitze in den vergan-

genen Jahren zugenommen haben und 

deshalb eine weiteres Amt von Nöten sei, 

„seit dem Gründungsjahr hat sich auch die 

Anzahl der Mitglieder der Kammer ver-

sechsfacht.“ Der Antrag wurde anschlie-

ßend bei zwei Gegenstimmen und weni-

gen Enthaltungen angenommen. Der 

Haushalt für 2024 wurde im Anschluss 

einstimmig ebenfalls angenommen. 

In weiteren Anträgen wurde in der Haupt-

satzung das Amt des ersten Beisitzes ver-

ankert und eine Genderquote im Präsidi-

um (ein Drittel Ärztinnen und ein Drittel 

Ärzte). 

Änderungen der Weiterbildungsordnung 

stellten Dr. Wolf Andreas Fach, Dr. med. 

H. Christian Piper und Daniel Libertus, Lei-

ter der LÄKH-Abteilung für Ärztliche Wei-

terbildung, vor. Diese wurden mit großer 

Mehrheit angenommen. Die genauen Än-

derungen können in den Satzungsände-

rungen in dieser Ausgabe auf S. 41 und ab 

S. 50 nachgelesen werden. 

Wahlen

Darauf folgend wurde der Schlichtungs-

ausschuss der Bezirksärztekammer Frank-

furt nachgewählt. Die Vorschlagsliste mit 

fünf Frauen und vier Männern wurde vom 

BezÄK-Vorsitzenden Seibert-Alves vorge-

stellt und mit großer Mehrheit gewählt 

(Bekanntgabe folgt). 

Auch wurde der Vorschlag zur Wahl der 

Abgeordneten zum 128. Deutschen Ärz-

tetag in Mainz bestätigt. Hessen hat dabei 

17 Mandate (Bekanntgabe folgt). Weitere 

Wahlen waren die Vorsitzenden und stellv. 

Vorsitzenden der Prüfungs- und Wider-

spruchsausschüsse im Weiterbildungswe-

sen, die bei zwei Gegenstimmen und acht 

Enthaltungen gewählt wurden. 

Dr. med. Ursula Stüwe und Prof. Dr. med. 

Ulrich Finke wurden beide auf Vorschlag 

des Präsidiums einstimmig als neue Om-

budspersonen Compliance gewählt (siehe 

HÄBL 06/2023, S. 379). 

Auf Empfehlung der Bezirksärztekam-

mern Marburg und Gießen wurde in ei-

nem Antrag des Präsidiums gebeten, die 

Neuzuordnung des Altkreises Biedenkopf 

von der Bezirksärztekammer Gießen zur 

Bezirksärztekammer Marburg mit Wir-

kung zum 1. Januar 2024 vorzunehmen. 

Der Antrag wurde einstimmig beschieden. 

Die betroffenen 139 Ärztinnen und Ärzte 

werden schriftlich über die Änderungen 

informiert. 

Klimaschutz in der Kammer

Im nächsten Tagesordnungspunkt stellte 

die Klimaschutzbeauftragte Svenja Krück 

den Sachstandsbericht der AG Klima-

schutz vor. Unter anderem sei man als ers-

te Landesärztekammer Mitglied in der 

Deutschen Allianz Klimaschutz und Ge-

sundheit (KLUG e. V.) geworden und ar-

beitete am Hitzeaktionsplan des Landes 

Hessens mit. „Lassen Sie es uns angehen“, 

Von oben links im Uhrzeigersinn: Dr. Barbara Jä-

ger, PD Dr. Andreas Scholz, Dr. Brigitte Ende, 

Svenja Krück
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sagte Krück mit Blick auf die Zukunft. 

Fach regte an, dass man die Entwicklung 

des Klimaschutzes der Kammer anschau-

lich mit Zahlen sichtbar machen könnte. 

„Dafür bräuchte man externe Expertise 

und müsste auch etwas Geld in die Hand 

nehmen“, sagte Krück. 

Gesundheitspolitische  
Resolutionen und Beschlüsse 

Einstimmig verabschiedete die Delegier-

tenversammlung die Resolution „Der 

Menschlichkeit verpflichtet“ (Antrag des 

Präsidiums). Darin spricht sie sich für den 

Schutz des medizinischen Personals und 

Einrichtungen in Israel und im Gazastrei-

fen aus. Das Völkerrecht müsse gewahrt 

und Menschlichkeit bewahrt werden. Hass 

aus religiöser Intoleranz habe in Deutsch-

land und damit auch in Hessen keinen 

Platz, heißt es in der Resolution, die auf 

S. 10 im Wortlaut zu lesen ist. 

„Das Medizinstudium bedarf eines drin-

gend notwendigen Reformprozesses”, er-

klärten die Abgeordneten des hessischen 

Ärzteparlaments. In einer weiteren Reso-

lution (Antrag des Präsidiums) fordern sie 

daher Bund und Länder trotz der Differen-

zen über einen möglichen Kostenausgleich 

dazu auf, das Verfahren zur Novellierung 

der Ärztlichen Approbationsordnung 

(ÄApprO) fortzusetzen und schnellst-

möglich zum Abschluss zu bringen.

Außerdem fordern die Delegierten die Kli-

niken dazu auf, Physician Assistants (PA) 

nur gemäß dem von Bundesärztekammer 

und Kassenärztlicher Bundesvereinigung 

entwickelten Delegationsmodell einzuset-

zen (Antrag Marburger Bund). Die medi-

zinische Weisungsbefugnis müsse immer 

bei einem Arzt oder einer Ärztin der Ab-

teilung liegen, in der die PAs eingesetzt 

sind. Die Delegierten betonten, dass ärzt-

liche Leistungen nur bei geeigneter Quali-

fikation der PAs in Delegation erbracht 

werden könnten. Eine Substitution ärztli-

cher Leistungen sei abzulehnen.

Das Ärzteparlament unterstützt die vom 

Bundesrat angeregte erneute Diskussion 

zur Widerspruchslösung in Deutschland in 

einer Resolution (Antrag Marburger 

Bund). Kern der Widerspruchslösung ist, 

dass alle Menschen als spendebereit gel-

ten, die nicht während ihrer Lebenszeit ei-

ner Organentnahme widersprochen ha-

ben. Leider habe weiterhin nur ein sehr 

geringer Teil der Bevölkerung einen Or-

ganspendeausweis. Gleichzeitig äußerten 

viele Menschen in repräsentativen Befra-

gungen die Bereitschaft zur Organspende, 

heißt es in der Erklärung.

Ausdrücklich stellen sich die Delegierten in 

einer Resolution hinter die Ärztinnen und 

Ärzte, die vor dem Bundesverfassungsge-

richt gegen das Verbot der Ex-Post-Triage 

im Infektionsschutzgesetz klagen (Antrag 

Marburger Bund). Bei der Ex-Post-Triage 

wird die medizinische Versorgung eines 

Patienten zugunsten eines neu eintreffen-

den Patienten abgebrochen, um den neu 

eintreffenden Patienten mit den begrenz-

ten Versorgungsressourcen zu retten, 

wenn er bessere kurzfristige Überlebens-

chancen aufweist.

Die Ärztevertreterinnen und -vertreter 

sprechen sich gegen die vom Bundeskanz-

leramt geplante Einrichtung einer neuen 

zentralen Bundes-Ethikkommission in 

Deutschland aus (Antrag Marburger 

Bund). Grundsätzlich befürworten die 

Ärztevertreter eine Stärkung des deut-

schen Standortes für klinische Forschung 

im europäischen Raum und eine nachhalti-

ge Förderung dieser im internationalen 

Vergleich, wiesen aber darauf hin, dass die 

Einrichtungen von Ethikkommissionen 

nach Landesrecht seit fast 50 Jahren dafür 

zuständig seien, den Probandenschutz in 

klinischer Forschung unabhängig zu prü-

fen und deren Qualität zu stärken. Mit die-

sem Inhalt hatte sich Präsident Pinkowski 

auch schon zuvor an Staatsminister Klose 

in einem Brief gewandt.

Weitere verabschiedete Anträge umfass-

ten gendersensible Datenerhebung (An-

trag LDÄÄ), IT-Sicherheit im Gesund-

heitswesen (Antrag Marburger Bund), der 

Förderung von Gleichstellung von Ärztin-

nen und Ärzten in Kliniken (Antrag LDÄÄ) 

und den Stop von aktivem Anwerben von 

Fachkräften aus Ländern, die selbst unter 

Fachkräftemangel leiden (Antrag LDÄÄ). 

Informationen zu diesen Anträgen finden 

Sie im Internet unter www.laekh.de/Pres

semitteilungen.

Katja Möhrle, Lukas Reus

Jahresabschluss 2022 des Versorgungswerkes

4. ordentliche Delegiertenversammlung am 29. November 2023

Die Delegiertenversammlung hat am 

29.11.2023 den Jahresabschluss 2022 des 

Versorgungswerkes festgestellt und den 

Vorstand entlastet. Der Wirtschaftsprüfer 

hat dem Jahresabschluss und dem Lagebe-

richt einen uneingeschränkten Bestäti-

gungsvermerk erteilt. Dem Versorgungs-

werk wurde bescheinigt, dass der Ab-

schluss den für Kapitalgesellschaften gel-

tenden handelsrechtlichen Vorschriften 

entspricht und ein den tatsächlichen Ver-

hältnissen entsprechendes Bild der Ver-

mögens- und Finanzlage abgibt. Der Lage-

bericht vermittele ein zutreffendes Bild 

von der tatsächlichen Situation, stehe in 

Einklang mit dem Jahresabschluss, ent-

spreche allen gesetzlichen Vorschriften 

und stelle die Chancen und Risiken der zu-

künftigen Entwicklung zutreffend dar, so 

der Prüfer.

Das Versorgungswerk hat einen weiteren 

Wirtschaftsprüfer mit dem zentralen Risi-

kocontrolling beauftragt. Nach dessen Ein-

schätzung werden alle wesentlichen Risi-

ken identifiziert, angemessen analysiert, 

bewertet, überwacht und kommuniziert.

Erhöhung der Anwartschaften

Die Delegierten haben nach sehr kontro-

verser Diskussion beschlossen, die An-

wartschaften der noch aktiven Mitglieder 

zu erhöhen und damit dem Antrag des 

Vorstandes zu folgen: Alle in den Jahren 

2021 und 2022 gezahlten Beiträge wer-

den im Jahr 2022 mit zusätzlich 


